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©HKltyjdä ÖfflUKIIß?
Die ökosoziale Konvention zur 
Europäischen Agrarpolitik

Unsere Zeit ist von extremen Gegensätzen geprägt: 
A uf der einen Seite ro llt die Welle des sogenannten 
„Neo-Liberalismus", worunter ein Rückfall in einen für 
überholt geglaubten Kapitalismus verstanden wird. Er 
kennt als Antriebsfeder ausschließlich den Profit der 
Aktionäre („shareholder value"). Unter dem Schlag­
w ort der Globalisierung kom mt es gerade zu einer 
Kettenreaktion an Fusionen von Megakonzernen m it 
Tausenden M illiarden Schilling an Umsätzen.

leichzeitig gibt es aber 
auch eine zwar nicht so spekta­
kulär sichtbare, aber doch in 
der Tiefe wirkende Gegenströ­
mung, die vor allem in einer 
völlig gegensätzlichen Geistes­
haltung und Lebensauffassung

J o s e f  R i e g l  e r

begründet ist: Was ist wirklich 
maßgeblich für die Sinnerfül­
lung m enschlichen Lebens, 
brauchen wir nicht wieder ins­
gesamt eine Grundhaltung des 
„GENUG“ statt der Manie des 
ständig „MEHR“?

In der konkreten wirtschaft­
lichen Auswirkung ist diese 
„Gegenströmung“ erkennbar in 
einer Vielzahl von Eigeninitia­
tiven wie beispielsweise Direkt­
vermarktung bäuerlicher Pro­
dukte, biologischer Landbau, 
Einsatz nachwachsender Ener­

gie im Sinne Nutzung heimi­
scher Ressourcen und Aufbau 
regionaler Energiekreisläufe 
(Nutzung von Waldhackgut für 
Nahwärmeversorgung etc.).

Muitifunktionale 
Land-und 
Forstwirtschaft - 
was heißt das?

Die Land- und Forstwirt­
schaft, als ein den Naturgeset­
zen unterworfener Wirtschafts­
sektor, ist von den derzeitigen 
Tendenzen einer ausschließlich 
auf Kapitalprofit und Freihan­
del ausgerichteten Wirtschafts­
und Handelspolitik besonders 
betroffen.

Andererseits steigen die An­
forderungen seitens der Gesell­
schaft bzw. der politischen Ent­
scheidungsinstanzen in bezug

auf Qualität, Umwelt- und Tier­
schutz sowie die sogenannten 
„überwirtschaftlichen Funktio­
nen“ der Land- und Forstwirt­
schaft in Europa ständig an. 
Ganz besonders betrifft das die 
Land- und Forstwirtschaft im 
Alpenraum.

Im Zuge der GATT-Uruguay- 
Verhandlungsrunde wurde im 
Jahr 1989 der Begriff der „mul­
tifunktionalen Land- und Forst­
wirtschaft“ geprägt, um ein Ge­
gengewicht zu den einseitigen 
Liberalisierungsbestrebungen 
der großen überseeischen 
Agrarexporteure zu haben.

Merkmale
Marktproduktion
im Bereich Lebens- und Fut­
termittel,
K leinräum ige regionale  
wirtschaftliche Kreisläufe
Produkte von Bauern aus der 
Region
Nicht marktgängige Güter 
und Dienstleistungen im 
Sinne einer nachhaltigen 
Land- und Forstwirtschaft

Wohin steuert die EU- 
Agrarpolitik?

Seit 1995 tobt die Auseinander­
setzung um die weitere Gestal­
tung der Gemeinsamen Agrar-
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politik der EU. Zur Erinne­
rung:

Die Agrarpolitik ist der ein­
zige Bereich, der vom Beginn 
der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft in den 60er Jah­
ren an von der EU zentral ge­
staltet und entschieden wird. 
Erst 1988 kam als weiteres 
Aufgabengebiet der EU die 
Förderung benachteiligter Re­
gionen dazu. Darin liegt auch 
die Begründung, daß das oh­
nehin äußerst niedrige Budget 
der EU (maximal 1,27% des 
B ru tto in landsproduktes der 
M itgliedstaaten) vorwiegend 
für diese beiden Aufgabenbe­
reiche eingesetzt wird.

Im Dezember 1995 hat die 
EU-Kommission einen soge­
nannten „O ptionenbericht“ 
für die Aufgabe der Osterwei­
terung und die weitere Gestal­
tung der G em einsam en  
Agrarpolitik (GAP) vorgelegt:

Option 1: „Status quo“

Option 2: „Radikale Reform“
Von Großbritannien aber teil­
weise auch von Schweden, Dä­
nemark und den Niederlanden 
sowie von wichtigen außer­
landwirtschaftlichen Kräften 
der Wirtschafts- und Finanz­
welt betrieben, verfolgt das 
Ziel, die Landwirtschaft mög­
lichst „radikal“ einem völlig li­
beralisierten Weltmarkt zu un­
terwerfen.

O ption 3: „W eiterentwick­
lung der Reform 1992“

Die EU-Kommission spricht 
sich in ihren Überlegungen, 
insbesonders auch in den Vor­
schlägen im Rahmen der

„Agenda 2000“, für diese Op­
tion aus. Allerdings wird als 
Strategie die fast ausschließli­
che Orientierung auf den Welt­
markt und von daher begründet 
eine radikale Senkung der 
landwirtschaftlichen Erzeuger­
preise (Getreide minus 20% 
nach bereits erfolgten minus 
30% aus der Reform ’92, Rin­
der minus 30%, Milch minus 
20%) verfolgt. Ein „Hinterge­
danke“ für diese Strategie mag 
auch darin liegen, daß durch 
eine solche Preispolitik die an­
gestrebte Osterweiterung im 
Bereich der Agrarproduktion 
erleichtert würde.

Ökosoziale Reform der 
Gemeinsamen Agrar­
politik (GAP) der EU

Die erkennbaren Tendenzen 
in der Umgestaltung der GAP 
w aren für mich und eine 
Gruppe ähnlich gesinnter Men­
schen aus Österreich, Deutsch­
land, der Schweiz, Südtirol etc. 
der Anlaß, um eine „Gegen­
strategie“ zu formulieren. Wir 
haben unser Modell (siehe Ka­
sten Seite 16) -  getragen vom 
„Ökosozialen Forum Öster­
reich“ und dem „Ökosozialen 
Forum Niederalteich/Bayern“
-  u.a. im Buch: „Aufstand oder 
Aufbruch? -  Wohin gehen Eu­
ropas Bauern? dargelegt.

Eckunkte der „Ökosozialen 
Reform“
#  Umwelt- und tiergerechte 

Produktion mit hoher und 
gesicherter Qualität für die 
Konsum enten. D eshalb
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Jo se f Riegler, H ans W. Popp, 
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Aufstand 
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gleich strenge Qualitäts­
richtlinien für alle EU-Mit- 
gliedstaaten  sowie eine 
strikte Kennzeichnung.
Wir halten eine schranken­
lose Massenproduktion ins­
besondere auch wegen der 
Belastung der europäischen 
und Weltmärkte für kontra­
produktiv und bekennen uns 
daher zu einer vernünftigen 
Mengendisziplin in den Be­
reichen Getreide, Milch und 
Rinderproduktion, verlan­
gen aber gleichzeitig, daß 
insbesonders für die sinn­
volle Nutzung der Acker­
flächen Produktionsalter­
nativen im Bereich nach­
w achsender Energie und 
nachwachsender Rohstoffe 
aufgebaut werden.
Das Einkommen der Bau­
ern sollte sich einerseits auf 
den Erlös aus der Produktion 
und andererseits auf die ob­
jektive Bezahlung der über­
wirtschaftlichen Dienstlei­
stungen (M ultifunktiona­
lität!) ausrichten.
Dieses „Europäische Mo­
dell“ einer multifunktiona­
len Land- und Forstwirt­
schaft müßte international
-  vor allem im Rahmen der 
W elth an d elso rg an isa tio n  
WTO -  abgesichert wer­
den.

Verlagerung der 
Steuerlast

Die Aussagen des Schweizer 
Industriellen und Begründers 
des „World Business Council 
for Sustainable D evelop­
ment“, Dr. Stephan Schmid-

heiny beschreiben exakt mein 
M odell der Ö kosozialen 
Marktwirtschaft:

„Hier liegt der Schwach­
punkt der heutigen Situation: 
Rohstoffe und Energie sind in 
realer Kaufkraft gemessen in 
den letzten hundert Jahren 
imm er b illig er  geworden, 
während der Preis der Arbeits­
kraft -  Lohn- und Sozialabga­
ben -  auf das Fünfzigfache ge­
stiegen ist. Es ist daher kein 
Wunder, daß die Wirtschaft mit 
der Arbeitskraft äußerst haus­
hälterisch umgeht, das heißt, 
alles unternimmt und keine In­
vestitionen scheut, um mit we­
niger Arbeitskräften auszu­
kommen. Dafür nimmt sie in 
Kauf daß sie mehr -  billige -  
Energie und Rohstoffe ver­
braucht. Dies ist nicht nach­
haltig!

Im weiteren sollten die ex­
ternen Kosten internalisiert 
und damit von der Allgemein­
heit auf die Verursacher über­
wälzt werden. Dies sollte mög­
lichst nicht durch Vorschriften 
und Gesetze, sondern durch 
marktwirtschaftliche Instru­
mente geschehen, z■ B. durch 
eine langsame Verlagerung 
der Steuerlast von Arbeit und 
Kapital auf die Ressourcen, 
insbesondere auf die Energie. 
Damit würde der Anreiz zur 
Öko-Effizienz erhöht und 
gleichzeitig der strukturellen 
Arbeitslosigkeit entgegenge­
wirkt werden.

(gekürzt)

Autor: Vizekanzler a.D. DI Josef 
Riegler, Präsident des Ökosozialen 
Forums

Die sieben Thesen 
der Ökosozialen 

Konvention

Dieses „geistige Gegenmodell" 
einer Ökosozialen Reform der 
GAP baut auf den Grundsätzen 
der „Ökosozialen Konvention 
zur Europäischen Agrarpolitik" 
des Ökosozialen Forum Nie­
deralteich auf:
1. Agrarpolitk ohne Perspek­

tive gefährdet die Lebens­
grundlage.

2 . Landwirtschaft ist heute 
zum Seismographen einer 
Entwicklung geworden, die 
korrigiert werden muß. Es 
fehlt die Balance zwischen 
Ökologie und Ökonomie.

3. Grenzenloses Wachstum zer­
stört unsere Lebensgrundla­
gen. Fortschritt braucht Be­
grenzung (Nachhaltigkeit!).

4 . Freihandel ohne gemein­
same, ökologische und so­
ziale Standards wird zur Ge­
fahr. (50% des internationa­
len Handels = gleichartige 
Güter).

5. Wir wollen den ökosozialen 
Weg beschreiten. Ökoso­
ziale Marktwirtschaft ver­
bindet die Dynamik des 
Marktes mit den wirksamen 
Mitteln zum Schutz der Um­
welt und sozialer Fairneß.

6. Nicht alles was möglich ist, 
ist nötig. Die ökologische 
Ordnung kennt natürliche 
Grenzen, also muß es auch 
ökonomische Grenzen 
geben.

7. Wichtig ist ganzheitliches 
Denken in großen Zusam­
menhängen und Zeiträu­
men.
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Was kommt durch das Multilaterale 
Investitionsabkommen auf uns zu?

Noch 1998 w ill d ie  OECD das MAI fe r t ig  ste llen. Ob 
das ge lin g t is t frag lich , denn d ie In teressensw ider­
sprüche zw ischen EU und USA und der W iderstand  
von Gewerkschaften, Parlam entariern und NGO's 
aus über 65 Ländern könn ten  d ie Verhand lungen  
zum Scheitern b ringen . Ebenso lehn te  das Europa­
pa rlam en t den derze itigen  V e rtragsen tw u rf im  
März 98 m it g roßer M eh rhe it ab.

p ie Industrieländer be­
mühen sich, die völlige Libera­
lisierung der Regeln für trans­
nationale Investoren durchzu­
setzen. Dazu hat die Welthan­
delsorganisation WTO eine Ar­
beitsgruppe eingesetzt, in der 
OECD wird seit 1995 über ein 
Multilaterales Investitionsab­
kommen verhandelt. Hinter­
grund ist die weltweite Libera­
lisierung und Marktöffnung für 
ausländische Privatinvestitio­
nen in den 90er Jahren: Da­
durch wurde ein rasantes 
Wachstum von Investitionen 
besonders in südlichen Län­
dern -  begünstigt. Deshalb 
richten sich die Hoffnungen 
vieler Regierungen angesichts 
sinkender Entwicklungshilfe­
gelder auf private (Auslands)- 
Investoren.

Daß dabei keineswegs auto­
matisch eine umweltgerechte 
und soziale Entwicklung geför­
dert wird, sondern häufig das

Gegenteil, zeigen viele Erfah­
rungen.

Mit dem MAI soll nun sozu­
sagen die dritte Säule weltwirt­
schaftlicher Regulierung -  
neben der WTO und dem Inter­
nationalen W ährungsfonds 
IWF -  errichtet werden.

Gefährliche 
Konsequenzen

Die Kritiker warnen vor den 
ökologischen, sozialen und 
ökonomischen Konsequenzen 
des Abkommens:

Das MAI ist inakzeptabel, 
da es auf eine einseitige Privi­
legierung der Interessen von 
Investoren zielt, während so­
ziale, ökologische und andere 
gem einw ohlorientierte G e­
sichtspunkte praktisch keine 
Rolle spielen.

Nachhaltige Entwicklung, 
die seit der Weltkonferenz in 
Rio das Leitbild aller interna-

j Alles neu 
j macht das MAI?

Der Report zum 
Thema

Rainer Engels, Jens Martens, 
Peter Wahl, Michael Windfuhr 
Hrsg. WEED Weltwirtschaft, 
Ökologie & Entwicklung e.V. und 
Germanwatch, Bonn, 1998 
ISBN 3-9804490-5-x, Preis: DM  
8.- + Versand
Bestellung: WEED, Berta v. Sutt- 
nerpl.13, D-53111 Bonn, Tel 
0228/766130 oder Germanwatch, 
Budapesterstr. 11, D-53111 Bonn, 
Tel. 00604920

tionalen Abkommen sein soll, 
wird ignoriert oder verhindert.

Es ist unbestritten, daß die in 
den letzten Jahren rasant wach­
senden internationalen Investi­
tionsströme einer Regelung be­
dürfen. Das wirtschaftliche Po­
tential der Direkt-Investitionen 
beinhaltet die große Chance, 
zum wirtschaftlichen Wohler­
gehen beizutragen. Aber es 
muß in den Dienst einer sozial 
gerechten und umweltverträgli­
chen Entwicklung gestellt wer­
den. Dies ist vom MAI weder 
beabsichtigt, noch kann der 
Verhandlungstext (Fassung Fe­
bruar 98) eine sinnvolle Grund­
lage für ein solches Abkommen 
sein.

Bearbeiteter Auszug aus: „Alles neu 
macht das MAI?“ Das Multilaterale 
Investitionsabkommen -  Informatio­
nen, Hintergründe, Kritik -  HA -
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